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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Straßenverkehrs-Zuiassungs-Ordnung 
— Verbesserung der Diebstahlsicherungen von Kraftfahrzeugen 


A. Problem 

Diebstahlsfälle rund um das Kraftfahrzeug machen einen Großteil 
der festgestellten Gesamtkriminalität aus und binden zunehmend 
die Kapazitäten der Strafverfolgungsbehörden. Daher müssen die 
Präventionsbemühungen in diesem, aber auch in anderen Berei- 
chen der sogenannten Massenkriminalität erheblich verstärkt 
werden. 

Mit der durch diese Verhältnisse gebotenen Eile ist eine einheitli- 
che Anhebung der technischen Sicherheitsanfordenmgen für die 
gesamte EG offenbar nicht zu verwirklichen. Ebensowenig zeigen 
die Appelle an die Automobilhersteller zum freiwilligen Einbau 
solcher Sicherungen bisher ausreichende Wirkimg. 


B, Lösung 

Die Erteilung der Betriebserlaubnis nach der StVZO wird daran 
geknüpft, daß das Fahrzeug die nach dem letzten Stand von 
Wissenschaft und Technik möglichen Sicherungsvorkehrungen 
gegen unbefugte Benutzung sowie — auch teilweise — Entwen- 
dung aufweist. 


C. Alternativen 

Beibehaltung des jetzigen, unbefriedigenden Zustands. 

D. Kosten 

Geringfügiger Verwaltungsmehraufwand bei der Umstellung der 
Prüfkriterien für die Verkehrszulassimgsämter. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
— Verbesserung der Diebstahlsicherungen von Kraftfahrzeugen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung vom 
28. September 1988 (BGBl. I S. 1793), zuletzt geän- 
dert durch . . wird wie folgt geändert: 

§ 38 a Satz . . . erhält folgende Fassvmg: 

„Personenkraftwagen imd Krafträder müssen die dem 
letzten Stand von Wissenschaft \md Technik entspre- 
chenden Vorkehrungen gegen unbefugte Benutzxmg, 
gegen — auch teilweise — Entwendung sowie für 
eine nicht verfälschbare Identifizierung aufwei- 
sen; das Nähere bestimmt der Bundesminister für 
Verkehr." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1994 in Kraft. 


Bonn, den 21. Oktober 1993 


Ingrid Koppe 

Werner Schulz (Berlin) und Gruppe 
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Begründung 


1. Diebstahlsfälle rund um das Kraftfahrzeug machen 
einen Großteil der festgestellten Gesamtkriminali- 
tät aus und binden die Kapazitäten der Strafverfol- 
gungsbehörden. Um deren Konzentration auch auf 
andere wichtige Kriminahtätsformen zu unterstüt- 
zen, sind die Präventionsbemühungen v. a. gegen 
alle Formen der „Massenkriminalität" schrittweise 
auszubauen: außer der hier angesprochenen Kfz- 
Sicherung also etwa auch gegenüber Wohnungs- 
einbrüchen, Fahrrad-Entwendungen, Ladendieb- 
stahl, Scheck- (karten) -Kriminalität, ferner gegen- 
über Geldfälschirngs-ZFarbkopiererkriminalität. 

2. 1992 registrierte die Polizei für Autos 115 957 Fälle 
imd für Krafträder 38 497 Fälle von Diebstahl 
einschließlich unbefugter Ingebrauchnahme, fer- 
ner 895 556 Entwendungsfälle an bzw. aus Kraft- 
fahrzeugen. Dies macht über ein Sechstel aller in 
jenem Jahr festgestellten Delikte aus. Im 1. Halb- 
jahr 1993 wurden sogar schon 70 000 Autos als 
gestohlen gemeldet. Die Schadenssumme für die 
genannten Fälle betrug 1992 über 2,1 Mrd. DM, 
wobei die Kosten des polizeilichen Ermittlungsauf- 
wands noch nicht einbezogen sind. Dieser wird sich 
voraussichtlich allenfalls geringfügig und langsam 
verringern durch die Reaktion der Kaskoversiche- 
rer, von den Kfz-Haltem mm eine Nachrüstung mit 
Diebstahlssicherungen oder aber eine Selbstbetei- 
hgimg im Schadensfall zu fordern. 

3. ln der EG-Richtlinie 74/61/EWG sowie in der 
Regelung Nr. 18 der VN- Wirtschaftskommission 
für Europa (ECE) sind heute weitgehend identi- 
sche, jedoch imzureichende Vorschriften über 
technische Sicherungen von Kraftfahrzeugen ent- 
halten. Ob und warm die gegenwärtigen Bemü- 
hungen zur Anpassung der genannten EG-Richtli- 
nie erfolgreich sein werden, ist nicht absehbar. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage der Fraktion der SPD „Sicherheits- 
bedürfnis der Bevölkerung und Massenkriminali- 
tät" (Drucksache 12/3633) mitgeteilt, daß eine 
Einigung im EG-Rahmen über entsprechende 
Sichenmgs- Standards in absehbarer Zeit nicht zu 
erwarten sei (Antwort auf Frage 3.5). 

Der Bundesrepublik Deutschland steht es frei, 
nationale Standards in diesem Bereich zu setzen. 
Die Einführung der gemeinschaftlichen Bauart- 
zulassung ist erst ab dem 1. Januar 1996 für alle in 
der EG zugelassenen Kraftfahrzeuge zwingend 
vorgeschrieben. 

Die geltende nationale Stillhaltezeit im Falle der 
Ankündigung eines Kommis sionsvorschlags von 
(noch) 12 Monaten aufgrund der Richtlinie 


83/ 189/EWG wird im Hinblick auf die im Frühjahr 
1993 angekündigte Überarbeitung der Richtlinie 
74/61/EWG gewahrt durch die Regelung über das 
Inkrafttreten der vorgeschlagenen Novelherung 
zum 1. Mai 1994. Hiermit wird zugleich den deut- 
schen Kraftfahrzeugherstellem eine Übergangs- 
und Anpassungsfrist gewährt. 

4. Statt nur „hinreichend wirkende" Sicherungsein- 
richtimgen — wie nach der gegenwärtigen Geset- 
zeslage — sollen Kraftfahrzeuge künftig derartige 
Sichenmgen entsprechend dem international ein- 
geführten BAT-Standard („best available techno- 
logy") aufweisen. Welche Vorkehomgen dem 
aktuell jeweils entsprechen, wird das Bundesmini- 
sterium für Verkehr unter Beobachtung der wissen- 
schaftlichen und technischen Entwicklungen zu 
beobachten und fortzuschreiben haben, wie dies 
auch gegenwärtig bereits ähnlich geschieht (vgl. 
Richtlinien für die Ausfühnmg und Anbringung 
von Sicherungseinrichtugnen gegen unbefugte 
Benutzung von Kraftfahrzeugen; VBl. 1980, 776). 

Zu denken ist nach derzeitigem Stand zunächst 
etwa an mechanische Sichenmgen an bekannten 
Schwachstellen, z. B. an Türen, Schlössern, Lenk- 
rad imd Zündschloß. Ferner bieten sich die elektro- 
nische Codierung von Schlössern und Schlüsseln, 
die Absicherung von Zünd- und Motorelektro- 
nik sowie Falschalarm- sichere und Sabotage- 
geschützte Alarmanlagen mit integrierter Fahr- 
sperre an. Auch die Kaskoversicherer haben eine 
Liste mit den verfügbaren für die jeweiligen Fahr- 
zeugtypen geeigneten und anerkannten Siche- 
rungssysteme erarbeitet, welche fortlaufend aktua- 
hsiert wird. 

Anders als nach der geltenden Gesetzeslage sollen 
in diese Sicherungs- Verpflichtimg auch Mofas ein- 
bezogen werden, die ebenfalls in erheblichem 
Umfang gestohlen werden. 

SoUte sich nach Realisierimg der vorgeschlagenen 
Maßnahmen die in den USA beobachtete Entwick- 
lung, daß Fahrzeuge vermehrt durch Gewaltan- 
wendimg oder Erpressimg entwendet werden, in 
Deutschland zeigen, so wird dem mit anderen 
Maßnahmen zu begegnen sein. Jedenfalls stellt 
dies die Notwendigkeit besserer technischer Siche- 
nmgen nicht in Frage. 

Ergänzend zu den vorgeschlagenen Regelungen 
sind die Kraftfahrzeug-Hersteller durch geeignete 
Maßnahmen dazu anzuhalten, auch die bereits 
Bauart-zugelassenen Fahrzeuge mit geeigneten 
Sicherungssystemen nachzurüsten (siehe dazu den 
ergänzenden Antrag — Drucksache 12/6167). 
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